
Es wäre eine verhängnisvolle Entwicklung, wenn Kommu­
nen die Meinung vertreten würden, sie könnten ihre sicherlich 
auch angespannte Finanzlage über die Erhöhung von Mieten 
in Heimen verbessern. Ich gehe davon aus, das ist auch die 
Meinung, die hier von allen Seiten des Hohen Hauses vertre­
ten worden ist, daß auch die Kommunen sich zu ihrer Verant­
wortung bekennen und das Hochschulwesen, das Bildungswe­
sen bei ihren Bemühungen unterstützen, eine Existenzgrund­
lage für alle Studenten zu sichern. Das wäre mir ein ganz gro­
ßes Anliegen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Minister, gestatten Sie eine Zwischenfrage? - Ich bitte 
aber aufgrund der fortgeschrittenen Zeit und der bereits lange 
abgelaufenen aktuellen Stunde, die Frage so kurz wie möglich zu 
beantworten.

Prof. Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:

Ja, aber ich möchte noch ein Wort sagen. Es ist mit Recht dar­
auf hingewiesen worden, daß wir im Bildungswesen vor der gro­
ßen Aufgabe stehen, nicht nur die materielle, die finanzielle Exi­
stenz der Studenten abzusichern, sondern auch umfangreiche 
Maßnahmen zu treffen, um das Lehrangebot qualitativ zu erhö­
hen. Und hier bemühen wir uns im Zusammenwirken mit den 
gesellschaftlichen Kräften in ganz Deutschland, innerhalb kür­

zester Frist solche Bedingungen zu schaffen, daß Studierende 
auch in gesellschaftlichen Fächern, die von unmittelbarer Be­
deutung für den Aufbau einer neuen Gesellschaft, eines neuen 
Staates sind, ein solches Lehrangebot zur Verfügung haben, daß 
die Studierenden davon ausgehen können, auch in unseren Uni­
versitäten erhalten sie eine qualitativ ausreichende und hochste­
hende Ausbildung.

Dr. Manhenke (SPD):

Herr Minister, wird denn in Ihrem Ministerium vorbereitet, 
daß die Stipendien, die bisher nach politischen Gesichtspunkten 
gezahlt wurden, ich habe die Frage vorhin schon einmal gestellt, 
nach sozialen Gesichtspunkten verteilt werden sollten?

Prof. Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:

Leistungsstipendien werden nicht nach sozialen Gesichts­
punkten verteilt, sondern nach Leistung. Wir haben uns die Fra­
ge gestellt, ob es überhaupt sinnvoll ist, eine derartige Regelung 
weiterzuführen. Wir haben die derzeit noch beibehalten, weil wir 
'eststellen mußten, daß dies eine Reihe von Studenten empfind- 

—-lieh treffen würde, die in der Tat aufgrund ihrer Leistung einen 
Anspruch haben. Selbstverständlich werden wir sorgfältig dar­
auf achten, daß keinerlei politische Kriterien dabei eine Rolle 
spielen.

Die Stipendien für Längerdienende werden ohnehin in kürze­
ster Frist geregelt, das Problem wird sich von selbst lösen, und 
deshalb meinen wir, daß wir die Situation jetzt nicht noch da­
durch verschärfen, daß wir bestimmte Studentengruppen, wenn 
man so will, fast bestrafen. Ich muß daran erinnern, daß eine 
ganze Reihe von Studenten, die drei Jahre gedient haben, das 
unter erheblichem Druck getan haben, und ich meine, es wäre 
nicht gerechtfertigt, wenn wir jetzt diese Stipendien wegneh­
men würden.

(Vereinzelt Beifall)

Dr. Hagemann (CDU/DA):

Herr Minister, Sie sprachen von einem zeitlich vertretbaren 
Studium. Bedeutet das, daß die Regelstudienzeit liberalisiert 
ist? Das hielte ich für eine Voraussetzung, wenn von den Stu­
denten Nebenverdienst zu ihrer Existenzsicherung erwartet 
wird.

Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:

Unser Ziel ist es, solche Bedingungen zu haben, daß vertretba­
re Regelstudienzeiten eingehalten werden. Dies ist, glaube ich, 
im Interesse unserer Universitäten und unserer Studenten. Dies 
muß unser Hauptziel sein. Nebenbeschäftigungen sollten nicht 
eine solche Rolle spielen, daß es zu einer erheblichen Verlänge­
rung der Studienzeit kommt. Das kann nicht im Interesse unse­
rer Gesellschaft sein und auch nicht der Studenten.

(Beifall, vor allem bei der CDU/DA-Fraktion)

Pietsch (Bündnis90/Grüne):

Herr Minister! Gestatten Sie, daß ich Sie frage, ob ich ein Miß­
verständnis ausräumen darf? Ich meinte vorhin, 75 Mio sind zu­
sätzlich zu den 180 Mio notwendig, um den Forderungen der Stu­
denten gerecht zu werden.

Prof. Dr. Meyer, Minister für Bildung und Wissenschaft:

Ich danke Ihnen, da sind wir uns einig. Mir lag daran, zu sagen, 
daß völlig klar ist, daß bereits jetzt durch diese Erhöhung unser 
Staatshaushalt doch in nicht geringem Umfang in Anspruch ge­
nommen wird.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Vielen Dank, Herr Minister. Damit ist die Aktuelle Stunde be­
endet.

Mir liegt ein Antrag der Fraktion der SPD für die Abgabe einer 
Erklärung vor. Sie wissen, laut vorläufiger Geschäftsordnung ist 
dies möglich. Die Erklärung betrifft die aktuelle Situation in Ru­
mänien. Ich bitte Herrn Dr. Höppner, diese Erklärung zu verle­
sen.

Dr. Höppner (SPD):

Erklärung der SPD-Fraktion:

„Die Volkskammer hat in der vergangenen Woche eine Er­
klärung zu den Ereignissen in China vor einem Jahr abgege­
ben. Wir haben gestern in den Nachrichten Berichte über 
die ernste Situation in Rumänien gehört. Die Solidarität mit 
den Menschen in Rumänien gebietet es, daß auch in diesem 
Hohen Hause die Betroffenheit zum Ausdruck kommt, die 
diese Nachrichten bei uns ausgelöst haben.

Wir sehen unsere Hoffnung, daß durch die Wahlen in Rumä­
nien auch dieses Land auf einem guten Weg der demokrati­
schen Erneuerung ist, enttäuscht. Wir sind erschrocken dar­
über, daß die Veränderungen in Rumänien erneut Todesop­
fer gefordert haben. Wir drücken unsere Anteilnahme aus ge­
genüber den Angehörigen der Opfer. Wir bekunden unsere 
Solidarität mit denen, die ihrer demokratischen Gesinnung 
wegen erneut verfolgt, gequält und mißhandelt werden.

Wir erwarten, daß auch in Rumänien die Möglichkeiten ge­
schaffen werden, daß unterschiedliche Meinungen im fai­
ren, demokratischen Meinungstreit ausgetragen werden.

Wir fordern die Verantwortlichen auf, entsprechende 
Schritte einzuleiten und dafür zu sorgen, daß jede Gewaltan­
wendung verhindert wird. Wir bitten die Abgeordneten, die 
Ereignisse in Rumänien weiter aufmerksam zu verfolgen 
und fordern die Fraktionen dieses Hohen Hauses auf, dar­
über nachzudenken, ob es angemessen ist, eine Erklärung 
der Volkskammer zu den Ereignissen in Rumänien vorzube­
reiten und zu verabschieden.“

Danke schön.

(Beifall)
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